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1. Einleitung

Am 01.04.2020 trat der neue, reformierte Ein-
heitliche Bewertungsmaßstab (EBM) in Kraft. 
Nach fast acht Jahren der Überarbeitungen und 
Abstimmungen erfolgte die Verabschiedung des 
neuen EBM durch den Bewertungsausschuss am 
11.12.2019. Eine Reform als planvolle Umge-
staltung des ambulanten Vergütungssystems in 
der gesetzlichen Krankenversicherung stellt der 
neue EBM sicherlich nicht dar. Auf der Grundla-
ge der § 87 Abs. 2 des fünften Buch Sozialge-
setzbuch (SGB V) erfolgte die seit vielen Jahren 
ausstehende Überprüfung und Neubewertung 
der Gebührenordnungspositionen (GOP). Der 
Ansatz des EBM war und ist es, die verschiede-
nen Leistungen in der ambulanten Versorgung 
von gesetzlich krankenversicherten Patienten in 
ein wertmäßiges Verhältnis zueinander zu set-
zen. Die Aufwertung der sprechenden Medizin ist 
zwar eine gesundheitspolitisch zulässige Forde-
rung und kann vom Gesetzgeber gefordert wer-
den, bringt aber das Gefüge des wertmäßigen 
Verhältnisses der ambulanten Leistungen durch-
einander, wenn diese Aufwertung über Anpas-
sungen des EBM und damit das gesamte Ver-
gütungssystem in der ambulanten Versorgung 
gesetzlich krankenversicherter Patienten erfolgt.

2. Wertmäßiges Verhältnis der Leistungen 
zueinander

Seit eh und je lautet die Kernformulierung in  
§ 87 Abs. 2 Satz 1 SGB V:

„Der einheitliche Bewertungsmaßstab be-
stimmt den Inhalt der abrechnungsfähigen 
Leistungen und ihr wertmäßiges, in Punkten 
ausgedrücktes Verhältnis zueinander; soweit 
möglich, sind die Leistungen mit Angaben für 
den zur Leistungserbringung erforderlichen 
Zeitaufwand des Vertragsarztes zu versehen 
[...].“

Das Gesetz sah seit der Einführung des EBM 
vor, dass der Bewertungsmaßstab in bestimm-
ten Zeitabständen daraufhin zu überprüfen sei, 
ob die enthaltenen Leistungsbeschreibungen und 
ihre Bewertungen noch dem aktuellen Stand der 
medizinischen Wissenschaft und Technik sowie 
dem Erfordernis der Rationalisierung im Rahmen 
wirtschaftlicher Leistungserbringung entsprä-
chen. Bei der Bewertung der Leistungen sollte 
insbesondere der Aspekt der wirtschaftlichen 
Nutzung der bei der Erbringung von Leistungen 
eingesetzten medizinisch-technischen Geräte be-
rücksichtigt werden. 
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Nach § 87 Abs. 2 Satz 3 SGB V gilt, dass im EBM 
die Bewertung der Leistungen und die Überprü-
fung der wirtschaftlichen Aspekte, insbesondere 
bei medizinisch-technischen Geräten, unter Be-
rücksichtigung der Besonderheiten der betroffe-
nen Arztgruppen auf in bestimmten Zeitabstän-
den zu aktualisierender betriebswirtschaftlicher 
Basis durchzuführen sind. Die „bestimmten Zeit-
abstände“ nach § 87 Abs. 2 Sätze 1 und 3 SGB 
V hat der Gesetzgeber indes nie definiert und 
so lag es an der Kassenärztlichen Bundesver-
einigung (KBV) und dem Spitzenverband Bund 
der Krankenkassen (GKV-Spitzenverband) diese 
Überprüfung im Bewertungsausschuss vorzu-
nehmen.

Mit dem Terminservicestellen- und Versorgungs-
gesetz (TSVG), das am 11.05.2019 in Kraft 
trat, schrieb der Gesetzgeber der KBV und dem 
GKV-Spitzenverband vor, dass die Bewertung 
der Leistungen und die Überprüfung der wirt-
schaftlichen Aspekte, insbesondere bei medizi-
nisch-technischen Geräten, bis zum 29.02.2020 
zu erfolgen habe. Mit dieser gesetzlichen Frist-
setzung für die Aktualisierung des einheitlichen 
Bewertungsmaßstabs und der Frist zur Vorlage 
eines Aktualisierungskonzeptes entstand, wie 
von dem Gesetzgeber ausdrücklich gewollt, für 
den Bewertungsausschuss die Notwendigkeit, 
die erforderlichen Arbeiten zur Weiterentwick-
lung des EBM unverzüglich aufzunehmen, um 
eine fristgerechte Beschlussfassung sicherzu-
stellen.

Der Gesetzgeber gab in der Begründung des 
TSVG an, dass mit der Neufassung des § 87 Abs. 
2 Satz 3 SGB V Rationalisierungsreserven bei dem 
Einsatz von medizinisch-technischen Geräten im 
einheitlichen Bewertungsmaßstab für ärztliche 
Leistungen zugunsten von Verbesserungen von 
zuwendungsorientierten ärztlichen Leistungen 
(„sprechende Medizin“) genutzt werden sollten. 
Rationalisierungsreserven ergäben sich aufgrund 
des technischen Fortschritts durch Automati-
sierung und Digitalisierung, weiterhin aufgrund 
einer veralteten betriebswirtschaftlichen Kalku-
lation und einer veralteten Datengrundlage der 
Bewertungen einschließlich der vorgesehenen 
Zeitaufwände. Der Gesetzgeber ließ es nach der 
Begründung des TSVG, ohne dies aber im SGB 
V selbst zu verankern, zu, dass der Bewertungs-
ausschuss eine Konzentrierung auf Arztgruppen 
oder Leistungen mit einem hohen technischen 
Leistungsanteil z. B. Strahlentherapie und Nuk-
learmedizin, Labor, Radiologie oder Humange-
netik vornimmt. Die Bewertung der technischen 

Leistungen solle so festgelegt werden, dass die 
punktzahlmäßige Bewertung der in einem be-
stimmten Zeitraum erbrachten Leistungen oder 
Leistungsanteile ab einem bestimmten Schwel-
lenwert mit zunehmender Menge sinke, wie es in 
der Begründung des TSVG wie auch in § 87 Abs. 
2 Satz 7 SGB V vorgesehen ist.

Die Konzentration auf die Leistungen der Arzt-
gruppen Radiologie, Nuklearmedizin oder Strah-
lentherapie fand letztlich nicht statt, sondern 
es erfolgte eine umfassende Überarbeitung der 
Leistungsbewertungen.

Eine generelle Änderung, die über alle Arzt-
gruppen erfolgte, ist die Erhöhung eines kalku-
latorischen Arztlohnes. Seit dem Beschluss des 
Erweiterten Bewertungsausschusses in seiner 
5. Sitzung vom 11. und 12. Oktober 2007 be-
trug der kalkulatorische Arztlohn 105.571,80 
Euro. Den im Standardbewertungssystem ab 
dem 01.04.2020 verwendeten kalkulatorischen 
Arztlohn setze der Bewertungsausschuss im Be-
schluss vom 11.12.2019 in seiner 455. Sitzung 
in Teil E mit 117.060,00 Euro fest.

3. Änderungen des EBM im Einzelnen

Aus der untenstehenden Darstellung (prozen-
tuale Veränderungen der Euro- und Punktwerte  
ermittelt durch den Verfasser) gehen die Be-
wertungen der einzelnen wesentlichen radiolo-
gischen Leistungen bis zum 31.03.2020 und ab 
dem 01.04.2020 im Vergleich hervor.

Die prozentualen Änderungen der Eurobeträge 
fallen geringer aus als die prozentualen Ände-
rungen der Punkte. Die geringere Änderung der 
Eurobeträge geht auf eine Erhöhung des Orien-
tierungspunktwertes zum 01.04.2020 zurück. 
Daher sind die Auswirkungen der EBM-Reform 
in Bezirken von Kassenärztlichen Vereinigungen 
etwas niedriger, wenn diese die Leistungsanfor-
derung in Euro und nicht in Punkten bemessen.

4. Umsetzung in den Honorarverteilungs-
maßstäben der KVen

Letztlich wirkt sich der EBM nur mittelbar auf 
das Honorar der Radiologen aus. Entscheidend 
und von unmittelbarer Auswirkung auf das Ho-
norar sind die  Honorarverteilungsmaßstäbe 
der einzelnen Kassenärztlichen Vereinigungen. 
Seit dem 01.01.2012 hatte der Gesetzgeber die 
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frühere im Wesentlichen bundesweit einheitliche Systema-
tik der Regelleistungsvolumina und qualifikationsgebun-
denen Zusatzvolumina aufgegeben und den Kassenärztli-
chen Vereinigungen größere Freiheiten bei der Gestaltung 
der Honorarverteilung eingeräumt. Seitdem entwickelt 
sich die Honorarverteilung in den einzelnen Bezirken der 
Kassenärztlichen Vereinigungen unterschiedlich und die 
verschiedenen Ansätze konkurrieren nicht miteinander. 
Soweit ersichtlich ist, ließ es die Sozialgerichtsbarkeit 
bisher nie zu, dass ein Vertragsarzt die Ungleichbehand-
lung mit einem Vertragsarzt in einem anderen Bezirk ei-
ner Kassenärztlichen Vereinigung rügen konnte. Es handle 
sich dabei um zwei verschiedene Gruppen, die solche Un-
terschiede aufwiesen, dass sie nicht miteinander vergli-
chen werden könnten. Die verschiedenen Honorarvertei-
lungsmaßstäbe haben nicht nur Folgen für die Entwicklung 
der Vergütung in der Radiologie, sondern zugleich auf die 
Rechtsprechung. Ob eine Entscheidung, die zu der Hono-
rarverteilung in einem anderen Bezirk einer Kassenärztli-
chen Vereinigung erging, auf die eigene Honorarsituation 
eines Radiologen zu übertragen ist, lässt sich daher aus 
dem Stegreif nicht mehr beantworten. 

In den meisten (Honorar-)Verteilungsmaßstäben set-
zen die Kassenärztlichen Vereinigungen die EBM-Reform 
derart um, dass eine fiktive Neuberechnung der Abrech-
nung des Quartals 2/2019 auf der Grundlage der neuen 
EBM-Werte erfolgt und diese fiktive Abrechnung Grund-
lage für die Budgetzuweisung des Quartals 2/2020 ist.  
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Entsprechend erfolgt die Berechnung der Bud-
gets für die späteren Quartale 3/2020 bis 
1/2021. Soweit die (Honorar-)Verteilungsmaß-
stäbe keine Budgets vorsehen, ist darauf zu ach-
ten, dass die Verteilung des für die fachärztliche 
Vergütung zur Verfügung und daneben nicht das 
konkret für die Arztgruppe der Radiologen zur 
Vergütung stehende Arztgruppenbudget in ei-
nem entsprechenden Verfahren bereinigt wird. 
In beiden Fällen erfolgt ein Eingriff in den im 
Vorjahr erarbeiteten Besitzstand. Ob dieser zu 
schützen ist oder ob die Regelungen über den 
EBM und die Honorarverteilung eine ausreichen-
de Rechtsgrundlage für diesen Eingriff bieten, 
wird die Sozialgerichtsbarkeit und letztlich das 
Bundesverfassungsgericht zu klären haben. 

4. Fazit

Der ab dem 01.04.2020 geltende EBM reduziert 
im Wesentlichen die bisherige Wertigkeit der 
Leistungen der Radiologen. Der Bewertungs-
ausschuss hat dabei Wünsche des Gesetzgebers 
aus der Gesetzesbegründung Folge geleistet, 
obwohl aus § 87 Abs. 2 SGB V die Forderung 
an den Bewertungsausschuss allein darin be-
stand, medizinisch-technische Leistungen neu 
zu bewerten. Sprachlich handelte es dabei um 
einen neutralen Bewertungsansatz. Gegen ei-
nen offenen und über alle Arztgruppen gerech-
ten Bewertungsansatz zur Neubewertung dürf-
te nichts einzuwenden sein. Die wertmäßigen 
Verhältnisse der Leistungen des EBM zueinan-
der waren bis zum 31.03.2020 neutral und die 
Förderung von bestimmten Leistungen erfolgte 
über die Honorarverteilung nach den Vertei-
lungsmaßstäben der Kassenärztlichen Verei-
nigungen. Seit dem 01.04.2020 entspricht der 
EBM nicht mehr diesem neutralen wertmäßigen 
Ansatz. So heißt es in einer Erklärung der KBV 

vom 23.01.2020 (KBV, aufrufbar unter: https://
www.kbv.de/html/1150_43855.php, letzter Zu-
griff 30.03.2020):

„Mit der Anhebung der Bewertung von Ge-
sprächsleistungen soll die sprechende Medi-
zin gefördert werden. Dies war ein Auftrag 
des Gesetzgebers an die Verhandlungspart-
ner der EBM-Weiterentwicklung. Gleichzeitig 
sollten die technischen Leistungen überprüft 
und die Bewertung abgesenkt werden. Denn 
die Reform des EBM muss ausgabenneutral 
erfolgen, so die Vorgabe.“

Nicht nur, dass dieser Auftrag allenfalls den 
Gründen des TSVG aber nicht dem SGB V zu 
entnehmen ist, erscheint der EBM als vollständig 
ungeeignet eine Ausgabenneutralität zu gewähr-
leisten. Entscheidend war tatsächlich schon im-
mer die Honorarverteilung und kaum ein Radio-
logie dürfte innerhalb der morbiditätsbedingten 
Gesamtvergütung die Erfahrung gemacht haben, 
jemals den vorgesehenen Eurowert einer Leis-
tung nach dem EBM erhalten zu haben. Daher 
wirkt sich die EBM-Reform insgesamt außeror-
dentlich nachteilig aus, weil das tatsächlich in 
der Vergangenheit für eine einzelne Leistung er-
reichte Honorar bereits dem EBM-Wert nicht ent-
sprach, weil die Arztgruppenbudgets nicht den 
tatsächlichen Leistungsanforderungen angepasst 
worden waren und nunmehr fast durchgängig 
eine Reduzierung des Arztgruppenbudgets auf-
grund einer fiktiven, nach neunen EBM-Werten 
reduzierten Leistungsanforderung erfolgt. 

Nach der zitierten Aussage der KBV bedarf es 
dieses Schrittes nicht, weil die Ausgabenneutra-
lität bereits durch den EBM erfolgte. Warum soll-
te dann aber eine fiktive Neuberechnung durch 
den Verteilungsmaßstab erfolgen? 
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